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Erster  Teil 

Die praktische Problematik 

1. Abschnitt: 
Die unternehmensschädigende Äußerung 

1. Die vorliegende Arbeit befaßt sich mi t der unternehmensschädigen-
den Äußerung. Wenn diese spezielle Erscheinungsform der geschäfts-
schädigenden Äußerung herausgegriffen  wird, so ist dies auf das Be-
streben zurückzuführen,  die Thematik nicht zu weit zu fassen. Zwar 
würde, wenn die geschäftsschädigende Äußerung Gegenstand dieser A r -
beit wäre, die eigentliche methodische Problematik, die kurz mit der 
Frage nach dem zivilrechtlichen Schutz vor materiell nachteiligen Äuße-
rungen, die ihrerseits grundsätzlich verfassungsrechtlichen  Schutz nach 
Art . 5 Abs. 1 GG genießen, umrissen werden kann, nicht oder nur un-
wesentlich erweitert. Aus einem anderen Grunde aber ergäbe sich eine 
wesentliche Erweiterung: Die Erscheinungsform der geschäftsschädigen-
den Äußerung umschließt nach einem allgemeinen sprachlichen Ver-
ständnis auch solche Äußerungen, die sich nicht nur nachteilig auf ein 
bestehendes, sachlich und personell eingerichtetes Geschäft (gemeint ist 
die Verwendung des Wortes „Geschäft" in Verbindung wie Einzelhan-
delsgeschäft, Speditionsgeschäft u. ä.) oder Unternehmen und deren „Ge-
schäfte" auswirken, sondern die auch — und das ist die entscheidende Er-
weiterung — die Geschäfte von Einzelpersonen schädigend berühren. 
Denn Kr i t i k oder Nachrichten unvorteilhaften Inhalts über das Verhalten 
eines Arztes, eines Anwalts oder eines Steuerberaters, K r i t i k an der 
Person eines Unternehmers oder Geschäftsinhabers sind ebenfalls ge-
schäftsschädigend. 

Bei einer geschäftsschädigenden Äußerung mit dem zuletzt genannten 
Inhalt rückt die betroffene  einzelne Person in den Vordergrund, sofern 
wie beim Unternehmer das Unternehmen oder beim Geschäftsinhaber 
das Geschäft überhaupt noch im Blickfeld bleiben. Bei den freien Be-
rufen richtet sich der Blick sofort  auf die einzelne Person, wenn man 
einmal die Erscheinung des „Berufsbetriebes"  außer acht läßt1. Dem-

1 Der Begrif f  „Berufsbetrieb"  wurde gebildet im Zusammenhang mi t der 
Frage, ob auch die Tät igkeit der freien Berufe durch das Recht am eingerich-

1 Koller 
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gemäß ändert sich auch die Grundlage der rechtlichen Beurteilung, ein-
schlägig sind vorwiegend die Normen, die dem Schutz der einzelnen 
Person vor Rufschädigungen dienen, wie die Beleidigungsdelikte des 
Strafrechts,  die über § 823 Abs. 2 BGB zivilrechtliche Relevanz gewinnen, 
sowie die Normen des Persönlichkeitsrechts. Im Bereich des Wettbewerbs-
rechts lassen sich zwar Personen- und Unternehmensschutz nicht mit 
ebensolcher Klarheit trennen, doch gibt es auch dort Regelungen wie das 
Verbot der persönlichen Werbung, die vorwiegend dem Schutz der ein-
zelnen Person dienen. 

Die Normbereiche nun, die vorwiegend dem Schutz der einzelnen Per-
son vor geschäftsschädigenden Äußerungen dienen, sollen hier nicht mit 
erörtert werden. Vielmehr konzentriert sich die Arbeit auf die Probleme 
des Unternehmensschutzes vor schädigenden Äußerungen und die diesem 
Schutz dienenden Normen. Freilich lassen sich die Grenzen zwischen 
beiden Bereichen nicht exakt ziehen. Dies gi l t zum einen für den tat-
sächlichen Aspekt. Man denke nur an eine geschäftsschädigende Äuße-
rung, die gegen den Unternehmer gerichtet ist, aber in ihren Wir-
kungen auch das Unternehmen mit umgreift.  Hier lassen sich unver-
meidbare Grenzen nur nach dem Schwerpunkt des Angriffs  ziehen. Denk-
bar ist aber auch, daß bei einem gleichgewichtig gegen den Unternehmer 
und das Unternehmen gerichteten Angri f f  die beiden schutzgewährenden 
Normbereiche nebeneinander zur Anwendung kommen. Zum anderen 
folgen Abgrenzungsschwierigkeiten unter dem rechtlichen Gesichtspunkt 
daraus, daß sich nach der zivilrechtlichen Systematik zwar der Schutz der 
Person und der Schutz des Unternehmens vor schädlichen Äußerungen 
klar unterscheiden lassen, im einzelnen jedoch „Übergriffe"  von dem 
einen in den anderen Bereich möglich erscheinen. So z. B., wenn zur Dis-
kussion steht, ob die Tätigkeit der freien Berufe durch das Recht am ein-
gerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb oder das Persönlichkeits-
recht in seiner wirtschaftlichen Ausprägung geschützt wird. Das ist jedoch 
nicht der einzige rechtliche Aspekt, aus dem Abgrenzungsschwierigkei-
ten folgen. Denn es existieren Normen wie z. B. die §§ 824, 826 BGB oder 
die Vorschriften  des Wettbewerbsrechts, die beiden oder gar noch an-
deren Schutzbereichen zugehören. Allerdings lassen sie sich je nach dem 
zur Beurteilung anstehenden Sachverhalt auch allein unter dem Ge-
sichtspunkt des Unternehmensschutzes betrachten. Daß diese Möglich-
keit hier wahrgenommen wird, soll ebenfalls aus der Beschränkung des 
Themas auf die unternehmensschädigende Äußerung ersichtlich werden. 

Soweit gelegentlich die Anwendung des Persönlichkeitsrechts für den 
Schutz des Unternehmens befürwortet  wird, w i rd darauf im Verlaufe 

teten und ausgeübten Gewerbebetrieb zu schützen sei. Dies bejahen Putt-
jarcken,  GRUR 62, 500, 503, und Zitzeisberg  er,  S. 31, sofern ein „Berufsbetrieb" 
vorhanden ist. 
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dieser Arbeit im gegebenen Zusammenhang eingegangen. Das ändert 
jedoch nichts an der grundsätzlichen Ausrichtung des Themas am Unter-
nehmensschutz, bzw. — bei vollständiger Erfassung des Themas — an der 
Spannungslage zwischen zivilrechtlichem Unternehmensschutz und ver-
fassungsrechtlichem Äußerungsschutz. 

2. Die vorliegende Arbeit soll nur solche unternehmensschädigenden 
Äußerungen erfassen, die von Personen des Privatrechts und nicht von 
Personen öffentlichen  Rechts ausgehen. Für unternehmensschädigende 
Äußerungen durch Behörden und Amtsträger 2 ergibt sich das schon 
daraus, daß die Spannungslage zwischen grundrechtlichem Äußerungs-
schutz nach Art . 5 Abs. 1 GG und zivilrechtlichem Unternehmensschutz 
nicht eintreten kann, da Behörden und Amtsträger grundsätzlich keinen 
Grundrechtsschutz genießen3. Die Spannungslage entfällt jedoch nicht 
bei unternehmensschädigenden Äußerungen in Rundfunk- oder Fern-
sehsendungen4, da die Freiheit der Berichterstattung durch den Rund-
funk (und das Fernsehen) in Art . 5 Abs. 1 S. 2 GG gewährleistet wird. 
Doch w i rd hier das Spannungsverhältnis zwischen Äußerungsfreiheit 
und Unternehmensschutz auf ein spezielles Gebiet verlagert, das allzu-
viel gewichtige Besonderheiten aufweist 5. Deshalb soll der Unterneh-
mensschutz hier nicht unter dem Gesichtspunkt der Berichterstattungs-
freiheit  des Rundfunks betrachtet werden. 

3. Die unternehmensschädigende Äußerung weist Besonderheiten ge-
genüber anderen unternehmensschädigenden Handlungen auf, die man 
mit Ausnahme der Berühmung mit gewerblichen Ausschlußrechten 
gegenüber dem Unternehmen oder Unternehmer selbst als physische 
Behinderungen bezeichnen kann6. Der Unterschied liegt darin, daß un-
ternehmensschädigende Handlungen im Sinne physischer Behinderung 
sich unmittelbar7, d. h. ohne Einschaltung dritter Personen, die vom 

2 Vgl. die Beispielsfälle Württ .-Bad. VGH, DRZ 50, 500; V G H Stuttgart, DÖV 
57, 217; BGH, DÖV 58, 629; OVG Münster, DVB1 67, 51; dazu Bender,  JuS 62, 
178. 

3 Bachof:  VerfR, VerwR, VerfR I I , Nr. 89, und Dürig  in Maunz-Dürig, 
Rdnr. 29 ff.,  49 ff.  zu Ar t . 19 Abs. 3 GG. 

4 Siehe die Beispielsfälle BGH, JZ 67, 94 — Teppichkehrmaschine —, und 
BGH, GRUR 63, 277 — Maris. 

5 Vgl. Kubier,  Wirtschaftsordnung,  S. 23 Note 72: „Völ l ig anders sind frei-
lich die Maßstäbe, wenn die schädigende K r i t i k von staatlichen Einrichtungen 
ausgeht oder ermöglicht oder verbreitet wird. Das Fernsehen etwa darf  nicht 
alles, was einer pr ivaten Zeitschrift  erlaubt ist." 

6 Fikentscher  in Kronstein-Festgabe, S. 289 ff.,  sieht als solche physische 
Behinderungen an: 1. Versperrung des Zugangs durch Sachen; 2. Versperrung 
des Zugangs im Gefolge von Streiks und anderen Arbeitskämpfen; 3. Ver let-
zung von Arbeitern und Angestellten; 4. Verletzung von Produkten und Ma-
schinen usw. ; 5. Verletzung der Energiezufuhr. 

7 Nicht verstanden im Sinne des für die Verletzung des Rechts am einge-
richteten und ausgeübten Gewerbebetrieb von der Rechtsprechung geforder-
ten Erfordernisses  der Unmit te lbarkei t des Eingriffs. 

l* 
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